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Änderungsantrag  

der Fraktion der SPD 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur 

Änderung des Haushaltsgesetzes 2013/2014 in der Fassung der 

Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 19/524 zu Drucksache 19/387   
2013 und 2014 (Nachtragshaushaltsgesetz 2013/2014)  

         
Inhalt des Antrags: Beratungsstelle "Faire Mobilität" des DGB 
 
Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Soziales und Integration  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  08 06 Freiwillige Transferleistungen 
Buchungskreis:       
 
Förderproduktnummer 

lt. Leistungsplan 

55 neu 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Beratungsstelle "Faire Mobilität" 
 
 

  Veränderung 

  von um auf 

Leistungsplan:    

  Beträge in 1.000 EUR 

 Gesamtkosten 0,0 +100,0  100,0 

 Produktabgeltung 0,0 +100,0  100,0 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 

Begründung des Änderungsantrags: 

      

 

Mit einer finanziellen Beteiligung an der Migrantenberatung des DGB-Projektes „Faire Mobilität“ mit 100.000 Euro für 

eine verbesserte personelle und sachliche Ausstattung wird dem gestiegenen Bedarf Rechnung getragen. Das Projekt 

erfolgt in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Verein für Wanderarbeiterfragen. Durch die Freizügigkeit in der 

Europäischen Union ist der Beratungsbedarf in arbeits- und sozialrechtlichen Fragen für mobile Beschäftigte 

vornehmlich aus mittel- und osteuropäischen Ländern gestiegen. Die steigende Zahl von Fällen, in denen Arbeitnehmer 

aus Osteuropa von osteuropäischen oder auch deutschen Subunternehmern um ihren Lohn betrogen oder Sozialabgaben 

nicht geleistet werden, begründet den größeren Handlungsbedarf. Der Betrag von 100.000 Euro deckt die Kosten für 

eine/n Projektberater/in und eine Verwaltungskraft ab sowie die notwendigen Sach- und Verwaltungskosten. 
 
Wiesbaden, 08. Juli 2014 
 
Für die Fraktion der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende 
Thorsten Schäfer-Gümbel 

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

  
  
 
 
 
 
  

 
  
  
 
 
 
 
  

 
 

  Drucksache 19/641 
(zu Druc ksache 16/3872.  Lesung  

 


